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Öffentliche Bekanntmachung 
 
 

Volkshochschule Bergheim    
 
 
 
Am Freitag, dem 29. November 2013, 15:30 Uhr findet im Sitzungssaal der Geschäftsstelle Bergheim, 
Bethlehemer Straße 25, 50126 Bergheim eine Sitzung der Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
"Volkshochschule Bergheim" statt, die hiermit öffentlich bekannt gemacht wird. 
 
 
    Tagesordnung 
 
Öffentliche Sitzung 
 
 

1. Bericht des Vorsitzenden des Programmbeirates 
 
2. Beschluss über das Programm für das 1. Semester 2014 

 
3. Bestellung einer neuen stellvertretenden Verbandsvorsteherin / eines neuen stellvertretenden 

Verbandsvorstehers der Volkshochschule Bergheim 
 

4. Bestellung eines neuen stellvertretenden Mitglieds im Programmbeirat der Volkshochschule 
Bergheim 
 

5. Konzept zur Renovierung des VHS-Hauses 
 

6. Genehmigung von über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen im 
Jahresabschluss 2012 
 

7. Bericht der Verwaltung über den Abschluss des Haushaltsjahres 2012 
 
8. Bericht der Vorsitzenden des Rechnungsprüfungsausschusses über die Prüfung der 

Jahresrechnung 2012 
 
9. Beschluss über die Jahresrechnung 2012 – Entlastung des Verbandsvorstehers 

 
10. Haushaltssatzung und Haushaltsplan für das Jahr 2014 

 
11. Beschluss über den Stellenplan 2014 

 
12. Mitteilungen 
 
13. Anfragen 
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Nicht öffentliche Sitzung 
 

1. Mitteilungen  
 
2. Anfragen  

 
 

Bergheim, 14.11.2013 gez. W. Moll  
    Vorsitzender der 
    Zweckverbandsversammlung 
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D e r   W a h l l e i t e r 

  
 

 
 

Bekanntmachung 
 

über die Ersatzbestimmung eines  Mitgliedes des 
Rates der Stadt Bedburg  

 
gem. § 45 Abs. 2 Kommunalwahlgesetz (KWahlG) 

 
Die Stadtverordnete Nina Lützenkirchen, Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands (SPD), ist aus dem Rat der Stadt Bedburg ausgeschieden.   
 
Gem. § 45 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 30.06.1998 (GV NRW S. 454, 509, 1999 S. 70) zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 01.10.2013 (GV NRW S. 564) habe ich festgestellt, dass Nachfolger der in der 
Reserveliste der SPD mit Listenplatz 11 bezeichnete Bewerber, Herr Hans-Peter 
Abts,  wohnhaft Am Rosenstock 14, 50181 Bedburg ist.  
 
Gegen diese Feststellung kann 
 

- jeder Wahlberechtigte des Wahlgebietes 
 
- die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher Parteien und Wähler-

gruppen, die an der Wahl teilgenommen haben, sowie 
 

- die Aufsichtsbehörde 
 
binnen eines Monats nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung Einspruch 
erheben. Der Einspruch ist beim Wahlleiter der Stadt Bedburg, Am Rathaus 1, 50181 
Bedburg, schriftlich einzureichen oder mündlich zur Niederschrift während der 
üblichen Dienstzeiten zu erklären. 
 
50181 Bedburg, den 15.11. 2013  
 

 
 
Gunnar Koerdt 
Wahlleiter 
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Stadt Bed burg 

Friedhofssatzung 
der Stadt Bedburg vom 13.11.2013 

Präambel 

Aufgrund von § 4 des Bestattungsgesetzes NRW und § 7 Abs. 2 i. V. m. § 41 Absatz 
1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung NRW in der jeweiligen gültigen 
Fassung, hat der Rat der Stadt Bedburg am 12.11.2013 folgende Friedhofsatzung 
beschlossen . 

I. Allgemeine Bestimmungen 
§1 

Geltungsbereich 

Diese Friedhofssatzung gilt für folgende im Gebiet der Stadt Bedburg gelegenen und 
von ihr verwalteten Friedhöfe: 

a) Friedhof Bedburg, Kölner Straße 
b) Friedhof Bedburg, Goethestraße 
c) Friedhof Kirdorf, Theodor-Heuss-Straße 
d) Friedhof Broich, Gerhard-vom-Brugh-Straße/Am Schirkerhof 
e) Friedhof Kaster, Hauptstraße 
f) Friedhof Kirchherten, Zaunstraße 
g) Friedhof Kirchherten, Martin-Flücken-Straße 
h) Friedhof Kirchtroisdorf, Schwarzer Weg/Pfarrgasse 
i) Friedhof Königshoven, Kirchplatz 
j) Friedhof Lipp, St.-Ursula-Weg 
k) Friedhof Rath , Friedensstraße 

§2 
Friedhofszweck 

(1) Das Friedhofswesen ist eine nicht rechtsfähige Anstalt der Stadt Bedburg. 

(2) Die Friedhöfe dienen der Bestattung der Toten (Leichen, Tot- und Fehlgeburten), 
die bzw. deren Eltern bei ihrem Ableben Einwohner der Stadt Bedburg waren oder 
ein Recht auf Beisetzung in einer bestimmten Grabstätte besaßen. Darüber hinaus 
dienen die Friedhöfe auch der Bestattung der aus Schwangerschaftsabbrüchen 
stammenden Leibesfrüchte, falls die Eltern Einwohner der Stadt Bedburg sind. Die 
Bestattung anderer Personen bedarf einer Ausnahmegenehmigung der 
Friedhofsverwaltung. 
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Stadt Pulheim 
Der Bürgermeister 

Pulheim, den 11.11.2013 

Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Pulheim 

Widmung von Straßen für den öffentlichen Verkehr in der Stadt Pulheim nach § 6 des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Rat der Stadt Pul heim hat in seiner Sitzung vom 5.11 .2013 die Widmung der Erschließungsanlage 

"Reßackerweg" in Stemmein 

gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes NRW vom 23.9.1995 in der derzeit gültigen Fassung für den 
öffentlichen Verkehr verfügt. 

Die nachfolgend aufgeführten Flurstücke werden als Gemeindestraße ohne Beschränkung auf eine bestimmte 
Nutzungsart im Sinne von § 3 Abs. 1 Ziffer 3 in Verbindung mit Abs. 4 Ziffer 2 StrWG NRW gewidmet: 

Flurstücke 601 , 604,614,625, 640,655,431 
Flurstücke 6, 214, 215, 184 

In der beigefügten Anlage sind die aufgeführten Flurstücke schraffiert dargestellt. 

Die Straße ist bereits dem öffentlichen Verkehr übergeben. Die Widmung tritt frühestens mit der nach § 6 Abs. 1 
StrWG NRW vorgeschriebenen öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Widmung können Sie vor dem Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz , 50667 Köln, binnen eines 
Monats nach Bekanntgabe des Verwaltungsaktes schriftlich Klage erheben. Die Klage muss den Kläger, den 
Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. 
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die angefochtene Verfügung soll 
in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. 

Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechts
verkehr bei den Verwaltungsgerichten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen - ERWO VG I 
FG - vom 07.11.2012 (GV. NRW. Seite 548) eingereicht werden. 

Martin HÖSC~ : ____ _ 

Beigeordneter 
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Stadt Pulheim 
Der Bürgermeister 

Pulheim, den 11.11 ,2013 

Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Pulheim 

Widmung von Straßen für den öffentlichen Verkehr in der Stadt Pulheim nach § 6 des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Rat der Stadt Pulheim hat in seiner Sitzung vom 5,11,2013 die Widmung der Erschließungsanlage 

"Am Römerturm" in Geyen 

gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes NRW vom 23,9,1995 in der derzeit gültigen Fassung für den 
öffentlichen Verkehr verfügt. 

Die nachfolgend aufgeführten Flurstücke werden als Gemeindestraße ohne Beschränkung auf eine bestimmte 
Nutzungsart im Sinne von § 3 Abs, 1 Ziffer 3 in Verbindung mit Abs, 4 Ziffer 2 StrWG NRW gewidmet: 

Flurstücke 370, 371,424,426 
Flurstücke 2365, 2525 

In der Anlage sind diese Flurstücke schraffiert dargestellt. 

Die Straße ist bereits dem öffentlichen Verkehr übergeben, Die Widmung tritt frühestens mit der nach § 6 Abs, 1 
StrWG NRW vorgeschriebenen öffentlichen Bekanntmachung in Kraft, 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Widmung können Sie vor dem Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz , 50667 Köln, binnen eines 
Monats nach Bekanntgabe des Verwaltungsaktes schriftlich Klage erheben, Die Klage muss den Kläger, den 
Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen, Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten, 
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die angefochtene Verfügung soll 
in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden, 

Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechts
verkehr bei den Verwaltungsgerichten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen - ERWO VG I 
FG - vom 07.11,2012 (GV, NRW, Seite 548) eingereicht werden, 

Martin Ho e~e",c __ ~ 
Beigeordneter 
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Stadt Pulheim Pulheim, den 11.11.2013 
Der Bürgermeister 

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen für die Erschließungsanlage 
"Verbindungsweg zwischen Apfelweg und Weißdornweg .. in Stommeln 

Die Erschließungsanlage ,Verbindungsweg Apfelweg und Weißdomweg" in Stommeln ist endgültig hergestellt. 

Die an dieser Straße angrenzenden Grundstücke unterliegen gemäß § 133 Baugesetzbuch (BauGB) der 
Erschließungsbe~ragspfiicht. 

Gemäß § 133 Absatz 2 BauGB ist die Beitragspfiicht für folgende Grundstücke in der Gemarkung Stommeln 
entstanden: 

Flur 16 Flurstücke 928, 942, 944, 949, 958, 1155, 1337, 1338, 1340, 1342, 1343, 1345, 1346 (teilweise), 
1431, 1432, 1434, 1539 

Die Eigentümer dieser Grundstücke werden - soweit die Voraussetzungen vorliegen - zur Zahlung von 
Erschließungsbeiträgen herangezogen. 

Diese Bekanntmachung hat keine rechtsbegründende Wirkung (§ 133 Absatz 1 BauGB). 

Martin Höschen 
Beigeordneter 
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Stadt Pulheim Pulheim, den 11.11.2013 
Der Bürgermeister 

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

über die Widmung von Straßen für den öffentlichen Verkehr in der Stadt Pulheim nach § 6 des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) 

Der Rat der Stadt Pulheim hat in seiner Sitzung am 05.11 .2013 die Widmung der Erschließungsanlage 

"Verbindungsweg zwischen Apfelweg und Weißdornweg" in Stommeln 

gemäß § 6 StrWG NRW vom 23.09.1995 für den öffentlichen Verkehr verfügt. 

Die Flurstücke 956, 943, 1344 (teilweise), 1428, 1427 (teilweise), 1426 (teilweise), 1467 (teilweise) aus der Flur 16 
werden als Gemeindestraße (Anliegerstraße) ohne Beschränkung auf eine bestimmte Nutzungsart im Sinne des § 
3 Absatz 1 Ziffer 3 in Verbindung mit Absatz 4 Ziffer 2 StrWG NRW gewidmet. 
Das Flurstück 1467 (teilweise) wird als Gemeindestraße mit der Beschränkung auf die Benutzungsart ,Fußweg" 
gewidmet. 

Die Straße und der Fußweg sind bereits dem öffentlichen Verkehr übergeben. Die Widmung tritt daher spätestens 
mit der nach § 6 Absatz 1 StrWG NRW vorgeschriebenen öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats nach dieser Bekanntgabe Klage erhoben werden. Diese ist 
schriftlich oder zur Niederschrift bei dem Verwaltungsgericht in Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, einzulegen. Die 
Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr 
bei den Verwaltungsgerichten und den Finanzgerichten im Lande Nordrllein-Westfalen - ERWO VGIFG - vom 
07.11.2012 (GV.NRW. Seite 548) eingereicht werden. 

~ 
Martin Höschen 
Beigeordneter 
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Stadt Pulheim Pulheim, den 11.11.2013 
Der Bürgenneister 

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

über die Widmung von Straßen für den öffentlichen Verkehr in der Stadt Pulheim nach § 6 des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Nordrheln-Westfalen (StrWG NRW) 

Der Rat der Stadt Pul heim hat in seiner Sitzung am 05.11.2013 Folgendes verfügt: 

1) Die in der Sitzung des Rates am 30.05.2000 erfolgte Widmung der Straße Am Theuspfad (Hauptstraßenzug) 
wird dahingehend geändert, dass der in der Widmungsverfügung verwendete Begriff der Hauptverkehrsstraße 
ersatzlos gestrichen wird. 

2) Die zwischen den Straßen Am Theuspfad und Thommesweg und der Straße Am Zehnthof verlaufenden 5 
Verbindungswege (Flurstücke 261,288,310,334 und 357 aus der Flur 3) werden als Gemeindestraßen mit 
Beschränkung auf die Benutzungsart ,Fußweg" gewidmet. 
Die Fußwege sind bereits dem öffentlichen Verkehr übergeben. Die Widmung tritt daher spätestens mit der 
nach § 6 Absatz 1 StrWG NRW vorgeschriebenen öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats nach dieser Bekanntgabe Klage erhoben werden. Diese ist 
schriftlich oder zur Niederschrift bei dem Verwaltungsgericht in Köln, AppelJhofplatz, 50667 Köln, einzulegen. Die 
Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr 
bei den Verwaltungsgerichten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen - ERWO VG/FG - vom 
07.11.2012 (GV.NRW. Seite 548) eingereicht werden. 

~-
Martin Höschen 
Beigeordneter 
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BEKANNTMACHUNG DER STADT PULHEIM 
 
10. Änderung vom 12.11.2013 der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Pulheim vom              
12. November 2002 
 
Aufgrund der §§ 7 bis 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1. Oktober 
2013 (GV. NRW. S. 564), des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 22. Mai 2013 (BGBl. I S. 1324), der §§ 8 und 9 des Abfallgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 21. Juni 1988 (GV. NRW. S. 250), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 
21. März 2013 (GV. NRW. S. 148), hat der Rat der Stadt Pulheim in seiner Sitzung vom 5. November 2013 fol-
gende 10. Änderung der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Pulheim vom 12. November 2002 be-
schlossen: 

 
§ 1 - Ergänzung (- unterstrichen -) 

 
§ 8 

Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang an die Abfallentsorgungseinrichtung der Stadt Pulheim / 
Eigenkompostierung 

Absatz 1 - Satz 3 neu: 
 

1 Kein Anschluss- und Benutzungszwang an die Abfallentsorgungseinrichtung der Stadt Pulheim besteht bei 
Grundstücken, die von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt werden, soweit der / die Anschluss- 
und / oder Benutzungspflichtige schlüssig und nachvollziehbar nachweist, dass er / sie nicht nur Willens, son-
dern auch fachlich und technisch in der Lage ist, alle auf dem Grundstück anfallenden kompostierbaren Stoffe 
ordnungsgemäß und schadlos im Sinne des § 7 Abs. 3 KrWG auf diesem Grundstück selbst so zu behandeln, 
dass eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere durch Gerüche oder Siedlungsungezie-
fer (z. B. Ratten), nicht entsteht (Eigenverwertung). 2 Die Stadt Pulheim stellt auf der Grundlage der Darlegun-
gen des / der Anschluss- und / oder Benutzungspflichtigen fest, ob und inwieweit eine Ausnahme vom An-
schluss- und Benutzungszwang gemäß § 17 Abs. 1 Satz 1 2. Halbsatz KrWG besteht und ob ihm / ihr der Ei-
genkompostiererabschlag gemäß der Abfallgebührensatzung gewährt werden kann. 3 Wer den Abschlag erhält 
darf keine Biotonne nutzen, keine organischen Abfälle in die graue Tonne einfüllen und keine Grünabfuhr in 
Anspruch nehmen. 

 
§ 2 - Inkrafttreten 

 
Diese 10. Änderung der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Pulheim vom 12. November 2002 tritt 
zum 01.01.2014 in Kraft. 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
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Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen 
kann gegen diese Satzung bzw. Gebührenordnung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-

führt, 
 
b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt ge-

macht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-

schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Pulheim, den 12.11.2013 
 
gez. Frank Keppeler 
_____________________ 
Frank Keppeler 
Bürgermeister 
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BEKANNTMACHUNG DER STADT PULHEIM 
 
26. Änderung vom 12.11.2013 der Satzung über die Erhebung von Abfallentsorgungsgebühren der Stadt 
Pulheim vom 23. Dezember 1991 
 
Aufgrund der §§ 7 bis 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1. Oktober 
2013 (GV. NRW. S. 564), der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Dezember 2011 
(GV. NRW. S. 687) und § 21 der Abfallentsorgungssatzung der Stadt Pulheim hat der Rat der Stadt Pulheim in 
seiner Sitzung am 5. November 2013 folgende 26. Änderung der Satzung vom 23. Dezember 1991 beschlossen: 
 
 

§ 1 - Änderungen 
 

§ 3 - Gebührenmaßstab, Gebührensätze  
(Änderungen unterstrichen) 

 
Absatz 1 (Sätze 4 und 9) 

 
Gebührensatz hierfür ist der Quotient aus den Abfallentsorgungskosten abzüglich Grundkostenanteil, der Kosten 
für die braunen und blauen Zusatzgefäße und der Kosten für die Zusatztermine für Grünschnitt- und Sperrmüllab-
fuhr geteilt durch das Jahresvolumen der grauen Gefäße und beträgt 0,045812 €/l.  
 
Die Gebührensätze betragen für die braunen Zusatzgefäße 0,006664 €/l und für die blauen Zusatzgefäße 
0,001629 €/l. 
 

Absatz 4 
 
Die Benutzungsgebühr für ein graues Gefäß (Gebührensatz multipliziert mit Jahresvolumen zuzüglich Grundge-
bühr) beträgt bei wöchentlich einmaliger Abfuhr:  
 
 für ein 770 l Gefäß 2.074,49 €, 
 für ein 1.100 l Gefäß 2.955,21 €. 
 

Absatz 5 
 
Die Benutzungsgebühr für ein graues Gefäß (Gebührensatz multipliziert mit Jahresvolumen zuzüglich Grundge-
bühr) beträgt bei 14-täglicher Abfuhr: 
 
 für ein 40 l Gefäß 69,67 €, 
 für ein 60 l Gefäß 95,27 €, 
 für ein 80 l Gefäß 121,75 €, 
 für ein 120 l Gefäß 174,12 €, 
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 für ein 240 l Gefäß 333,03 €. 
 

Absatz 7 
 
Die Benutzungsgebühr für den grauen 65 l - Abfallsack beträgt je Stück 4,15 €. 
 

Absatz 8 
 
Bei nachgewiesener Eigenkompostierung auf dem an die kommunale Abfallentsorgung angeschlossenen Grund-
stück wird je Grundstück ein Abschlag von der Gebühr für das graue Gefäß / die grauen Gefäße in Höhe von 
17,68 € gewährt. 
 

Absatz 9 (Sätze 1 und 2) 
 
Die Benutzungsgebühr für ein braunes Zusatzgefäß (Gebührensatz multipliziert mit dem Jahresvolumen) beträgt 
für 43 Abfuhren: 
 
 für ein 120 l Gefäß 34,39 €, 
 für ein 240 l Gefäß 68,77 €. 
 
Die Benutzungsgebühr für ein blaues Zusatzgefäß (Gebührensatz multipliziert mit dem Jahresvolumen zuzüglich 
Grundgebühr) beträgt bei vierwöchentlicher Abfuhr: 
 
 für ein 120 l Gefäß 4,07 €, 
 für ein 240 l Gefäß 6,61 €, 
 für ein 1.100 l Gefäß 27,31 €. 
 
 

§ 2 - Inkrafttreten 
 
Diese 26. Änderung der Satzung über die Erhebung von Abfallentsorgungsgebühren vom 23.12.1991 tritt zum 
01.01.2014 in Kraft. 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen 
kann gegen diese Satzung bzw. Gebührenordnung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-

führt, 
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b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt ge-
macht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-

schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Pulheim, den 12.11.2013 
 
gez. Frank Keppeler 
______________________ 
Frank Keppeler 
Bürgermeister 
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BEKANNTMACHUNG DER STADT PULHEIM 
 
1. Änderung vom 13.11.2013 der Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der 
Stadt Pulheim (Vergnügungssteuersatzung) vom 23.07.2013 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023) – zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
09.04.2013 (GV. NRW. S. 194) - und der §§ 1 bis 3 und § 20 Abs. 2 Buchst. b des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712/SGV. NRW. 610) – zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 13.12.2011 (GV. NRW. S. 687) - hat der Rat der Stadt Pulheim in seiner Sitzung am 
05.11.2013 folgende 1. Änderung der Vergnügungssteuersatzung beschlossen: 
 

 
§ 1 Änderungen 

 
§ 7 Abs. 1 (Änderungen bzw. Ergänzungen unterstrichen) 
 
Die  Steuer für das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits-, Unterhaltungs- oder ähnlichen Apparaten 
bemisst sich bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit nach dem Einspielergebnis, bei Apparaten ohne 
Gewinnmöglichkeit nach deren Anzahl. Einspielergebnis ist der Betrag der elektronisch gezählten Brutto-Kasse. 
Dieser errechnet sich aus der elektronisch gezählten Kasse zzgl. Röhren- bzw. Geldschein-Dispenser-Entnahme 
(sog. Fehlbetrag), abzüglich Röhren- bzw. Geldschein-Dispenser-Auffüllung, Falschgeld, Prüftestgeld und 
Fehlgeld.“ 
 
  
 
§ 7 Abs. 5 (Änderungen unterstrichen) 
 
Die Steuer beträgt je Apparat und angefangenen Kalendermonat bei der Aufstellung. 
 

1. in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen (§ 1 Nr. 6 a)  
 
Apparaten mit Gewinnmöglichkeit 14 v.H. des Einspielergebnisses 
Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 35 Euro 

 
2. in Gastwirtschaften und sonstigen Orten (§ 1 Nr. 6 b) bei 

 
Apparaten mit Gewinnmöglichkeit 14 v.H. des Einspielergebnisses 
Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 25 Euro 

 
 

3. in Spielhallen, Gastwirtschaften und an sonstigen Orten  
(§ 1 Nr. 6 a und b) bei Apparaten, mit denen Gewalttätig- 
keiten gegen Menschen und/oder Tiere dargestellt werden  
oder die die Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges  
oder pornographische und die Würde des Menschen ver- 
letzende Praktiken zum Gegenstand haben                                 400 Euro 

 
 
 
 

§ 2  
Inkrafttreten 

 
Diese 1. Änderung der Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Stadt Pulheim 
(Vergnügungssteuersatzung) vom 23.07.2013 tritt zum 01.01.2014 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Vorstehende 1. Änderung der Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung  NRW kann gegen diese 1. 
Änderung der Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn 
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b)  die 1. Änderung der Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Pulheim, den 13.11.2013 
 
 gez. Frank Keppeler 
    Bürgermeister    
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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

Nachtragssatzung 

vom Al. AA . 'l.oA3 gemäß § 6 Abs. 2 S. 4 der Straßenbaubeitragssatzung vom 12.12.2005 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. April 2013 (GV. NRW. 
S. 194) und des § 8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 
(GV NRW S.7121SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Dezember 2011 (GV NRW S. 687) in 
Verbindung mit § 6 Abs. 2 S. 4 der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 des Kommunalabgaben
gesetzes - KAG - für straßenbauliche Maßnahmen der Stadt Pulheim vom 12. Dezember 2005, zuletzt geändert 
durch die 1. Änderungssatzung vom 11 . März 2011 , hat der Rat der Stadt Pulheim in seiner Sitzung am 
05.11 .2013 folgende Nachtragssatzung beschlossen: 

In der nachfolgenden Straße 

Am Theuspfad von Am Zehnthof bis August-lmhoff-Straße 

wurden die Fahrbahn, die Gehwege sowie die Parkflächen erneuert und verbessert. 
Nach Maßgabe des § 8 KAG NRW und der Vorschriften der Satzung der Stadt Pulheim sind die Eigentümer 
IErbbauberechtigten hiervon erschlossener Grundstücke zur Zahlung von Straßen bau beiträgen heranzuziehen. 

Der Bebauungsplan Nr. 1.4 Sinnersdorf, 4. Änderung, enthält keine Festsetzungen über die Anzahl zulässiger 
Vollgeschosse, sondern Höhenfestsetzungen. 
Als Zahl der Vollgeschosse gilt die im Bebauungsplan Nr. 1.4 Sinnersdorf, 4. Änderung festgesetzte Gebäudehö
he geteilt durch 3, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder abgerundet werden. 

11 

Diese Nachtragssatzung tritt rückwirkend zum 01 .01 .2011 in Kraft. 
Die durch diese Nachtragssatzung nicht geänderten Bestimmungen der KAG-Satzung bleiben weiterhin in Kraft. 
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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

Abweichungssatzung 

vom ~3 .A".ZOAl gemäß § 132 Nr. 4 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 8 Absatz 3 der Erschlie
ßungsbeitragssatzung der Stadt Pulheim vom 18.12.1987 in der zur Zeit gültigen Fassung über die Merkma
le der endgültigen Herstellung des befahrbaren Teils der Erschließungsanlage "Verbindungsweg zwischen 
Weißdornweg und Apfelweg" in Stommeln 
;:;:==========::;========================== ============== 

Aufgrund des § 132 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. I, Seite 
2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11 . Juni 2013 (BGBII Seite 1548) in Verbindung mit den 
§§ 7, 41 Absatz 1 f sowie 76 Absatz 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, Seite 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 9, April 2013 (GV. NRW, S, 194) hat der Rat der Stadt Pulheim in seiner Sitzung am 05.11.2013 
folgende Abweichungssatzung beschlossen: 

Der nach den Festsetzungen des Bebauungsplans Nr 28/1 Stommeln befahrbare Teil der Erschließungsanlage 
"Verbindungsweg zwischen Weißdornweg und Apfelweg" (Flur 16, Flurstücke 956, 943,1344 (teilweise), 1428, 
1427 (teilweise) , 1426 (teilweise) , 1467 (teilweise)) in Stommeln wird abweichend von § 8 Absatz 1 Buchstabe b 
der Erschließungsbeitragssatzung der Stadt Pulheim vom 18,12.1987 in Form der erfolgten Herstellung in Beton
pflasterstein als Mischfläche unter Verzicht auf die herkömmliche Herstellung im Trennprofil tür endgültig herge
stellt erklärt. 

11 

Die §§ 1 bis 7, 8 Absatz 1 Buchstaben a, c, d und Absatz 2 und 3 sowie die §§ 9 bis 11 der Satzung über die Er
hebung von Erschließungsbeiträgen der Stadt Pulheim vom 18.12.1987 (Amtsblatt des Erftkreises 1/88, Seite 2) 
finden in unveränderter Form Anwendung, 

111 

Diese Abweichungssatzung tritt am Tag nach Ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt tür den Rhein-Erft-Kreis in Kraft. 
Die durch diese Einzelsatzung nicht geänderten Bestimmungen der Erschließungsbeitragssatzung bleiben rück
wirkend zum 01.07.1987 in Kraft. 
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